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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Beschlagnahme deutschen Eigentums durch NATO- 
Dienststellen 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache 4 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich 
namens der Bundesregierung im Benehmen mit dem Auswär- 
tigen Amt, den Herren Bundesministern des Innern, der Justiz 
und für Verteidigung wie folgt: 

1. Der Fall des Grundstücks der Erbengemeinschaft Bastian/ 
Hess in Trier, der in Nr. 1 der Kleinen Anfrage angesprochen 
worden ist, hat sich durch die Rückgabe des Grundstücks an 
die Eigentümer am 3. November 1957 erledigt. Im übrigen 
darf ich zu der Frage folgendes bemerken: 

Die Bundesregierung hält das Vorgehen der französischen 
Dienststellen gegen die Erbengemeinschaft Bastian/Hess in 
Trier für rechtmäßig und mit den Pariser Verträgen vereinbar. 

Es darf zunächst darauf hingewiesen werden, daß es nicht 
NATO-Dienststellen, sondern Dienststellen der im Bundes- 
gebiet stationierten französischen Streitkräfte waren, die das 
der Erbengemeinschaft Bastian/Hess in Trier gehörende Haus 
für einen zu dem in Trier stationierten NATO-Stab abgeord- 
neten französischen General in Anspruch genommen und Maß- 
nahmen gegen die Erbengemeinschaft eingeleitet haben. 

Auch die zu NATO-Stäben im Bundesgebiet abgeordneten 
Militärpersonen der Entsendestaaten gehören zu den „Mit- 
gliedern der Streitkräfte " im Sinne des Artikels 1 Nr. 7 
Buchstabe a des Truppenvertrages. Die Bundesrepublik ist 
daher nach Artikel 37 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 38 
des Truppenvertrages verpflichtet, für die Unterbringung auch 
dieser Personen Liegenschaften zur Verfügung zu stellen. 
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Aus dieser Verpflichtung ergibt sich weiter, daß Liegenschaften, 
die von den Angehörigen der Entsendestaaten, welche zu 
NATO-Dienststelien abgeordnet sind, benutzt werden, als von 
den Stationierungsstreitkräften im Sinne des Artikels 48 Abs. 2 
des Truppenvertrages weiterhin benötigt gelten und von der 
Bundesrepublik für die Dauer des Bedarfs zur Verfügung ge- 
stellt werden müssen. Die französischen Stationierungsstreit- 
kräfte konnten sich daher auf einen vertraglichen Anspruch 
berufen, ‘als sie die ihnen geeignet erscheinenden Maßnahmen 
ergriffen, um sicherzustellen, daß das ihrer Verfügung unter- 
liegende Haus, Trier, Katharinenufer 1, nicht durch verbotene 
Eigenmacht ihrer Verfügungsgewalt entzogen wurde. 

2 . Nach den Ausführungen zu 1. erübrigt sich eine Beantwor- 
tung der Frage 2, da diese Frage nur auf den Fall abgestellt 
ist, daß die Bundesregierung das Vorgehen der französischen 
Streitkräfte nicht für rechtmäßig halten würde. 

3 . Pressemeldungen, wonach die Bundesregierung die Landes- 

regierung von Rheinland-Pfalz daran zu hindern versucht habe, 
„dem geltenden Recht Geltung zu verschaffen ", treffen nicht 
zu. Wegen der geltenden Rechtslage darf ich auf meine Aus- 
führungen unter 1. Bezug nehmen. Im übrigen ist das Bundes- 
ministerium der Finanzen in der Angelegenheit Erbengemein- 
schaft Bastian /Hess in Trier auf Ersuchen des Oberkommandos 
der französischen Stationierungsstreitkräfte und der Staats- 
kanzlei des Landes Rheinland-Pfalz nur vermittelnd tätig ge- 
wesen. Bei seinen Vermittlungsbemühungen hat das Bundes- 
ministerium der Finanzen auch auf die durch Artikel 48 Abs. 2 
des Truppenvertrages gegebene internationale Rechtslage 
Rücksicht nehmen müssen; es hat bei diesen Vermittlungs- 
bemühungen außer der Staatskanzlei des Landes Rheinland- 
Pfalz auch die beteiligten Landesbehörden eingeschaltet. Eine 
Weisung hat die Bundesregierung der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz nicht erteilt, wie das Bundesministerium der Finan- 
zen der Staatskanzlei des Landes Rheinland-Pfalz auf ihre aus- 
drückliche Bitte (Schreiben vom 22. Oktober 1957 - V - 730 - 
53/57) mit Schreiben vom 31. Oktober 1957 - VI B/7 - 

BL 1442 -B - RPf - 45/57 - bestätigt hat. 


In Vertretung 

Hartmann 
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